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Strasse frei für Quarzsandstein
Grosser Rat spricht 26,5 Millionen Franken Rahmenkredit für Gestaltungskonzept

Grosser Rat will mehr
Kompetenz beim Budget
Einführung einer Finanzmotion soll geprüft werden

Von Nina Jecker

Basel. Mit der Rückweisung des Bud-
gets hat die Finanzkommission letztes
Jahr ein Zeichen gesetzt. Man wolle ein
ausgeglichenes Budget, keines, das von
Anfang an mit einem Minus rechnet.
Für die Regierung und die Verwaltung
bedeutete dies Mehrarbeit und Stagna-
tion in der Planung. Um eine solche
Situation künftig zu vermeiden, hat
Grossrat Felix Meier (CVP) die Einfüh-
rung einer verbindlichen Finanzmotion
angeregt. Mit diesem Instrument soll
der Grosse Rat bereits im Vorfeld der
Budgetplanung Leitplanken vorgeben
können, etwa, ob nur ein ausgegliche-
nes Budget akzeptiert wird oder ob ein
Departement die Kosten zurückschrau-
ben muss.

Über diese Idee wurde gestern im
Grossen Rat gestritten. Auf der Pro-
Seite waren Vertreter des bürgerlichen
Lagers, dagegen hielten Parlamentarie-
rinnen und Parlamentarier der Rats-
linken. Tanja Soland rief im Namen der
SP-Fraktion dazu auf, den Anzug nicht
zu überweisen. «Es sind mit dem vorge-
zogenen Budgetpostulat bereits genü-
gend Instrumente vorhanden, um auf
das Budget im Vorfeld Einfluss zu neh-
men», sagte sie. Ein solches Postulat
solle Felix Meier doch einfach selber
mal ausprobieren. Es sei zudem nicht
sinnvoll, ohne das notwendige Hinter-
grundwissen auf die Finanzplanung
einwirken zu wollen. «Man kann nicht
einfach in den Himmel schauen und
dann sagen: Ja, dieser oder jener Posten
sollte wohl nicht mehr wachsen», so
Soland. Sollte das Parlament den Anzug

überweisen, so forderte Soland, müsse
es auch gleich die Finanzkommission
abschaffen: «Dann braucht es die auch
nicht mehr.» Mirjam Ballmer (GB) pro-
gnostizierte, dass eine Finanzmotion
nur zu ideologischen Streitereien im
Grossen Rat führen würde. «Ich weiss
nicht, was das soll.»

«Nicht ewig in der Hand der SP»
Der grünliberale Dieter Werthe-

mann plädierte für die Überweisung. Es
sei erstaunlich, dass gerade jene den
Vorstoss ablehnten, welche sonst Mühe
zeigen, wenn es um den Abbau von
Kompetenzen des Grossen Rats gehe.
Auch Andreas Zappalà beantragte im
Namen der FDP-Fraktion die Überwei-
sung. Es gehe darum, Erfahrungen aus
der letztjährigen Budgetdiskussion zu
nutzen. «Damals wurden die Bürgerli-
chen für die Rückweisung harsch kriti-
siert. Mit der Finanzmotion könnten im
Vorfeld Vorgaben angebracht werden,
die die Regierung umsetzen muss.»

Michel Rusterholz von der SVP gab
den Linken vor der Abstimmung noch
einen Rat: «Denken Sie bitte daran, dass
das Finanzdepartement vielleicht nicht
ewig in der Hand der SP sein wird. Ich
wette, wenn es einmal zu den Bürgerli-
chen wechselt, sind dann auf einmal
alle für den Anzug, die sich heute dage-
gen äussern.» Felix Meier selber zeigte
sich erstaunt über den Widerstand. Er
habe das Anliegen extra als Anzug for-
muliert. Es sei doch vernünftig, dass die
Finanzkommission so etwas prüfe und
dann berichte. Dies fanden insgesamt
49 Parlamentarier, die gegen 42 Nein-
Stimmen die Abstimmung gewannen.

Nachrichten

Pilotversuch für
Verkauf von Cannabis

Basel. Nachdem der Grosse Rat 2012
einen Anzug von SP-Grossrätin Tanja
Soland für einen Pilotversuch für den
Verkauf von Cannabis stehen gelassen
hatte, beschäftigte sich das Parlament
gestern erneut damit: Entgegen der
Empfehlung des Regierungsrats liess
der Grosse Rat den Anzug nochmals
mit 47 zu 32 Stimmen stehen.

Selbstständig arbeiten
statt Sozialhilfe beziehen
Basel. Der Grosse Rat ist dafür, zu
prüfen, wie man Arbeitslose über
50 Jahren darin unterstützen könnte,
sich selbstständig zu machen. Ein ent-
sprechender Vorstoss von Mirjam Ball-
mer wurde überwiesen. Dagegen war
Daniela Stumpf (SVP). Sie argumen-
tierte, dass eine Selbstständigkeit nur
auf Eigeninitiative gelinge, Urs Müller
(GB) befürchtete ausserdem, dass die
Altersvorsorge unter einer gescheiter-
ten Selbstständigkeit leiden könnte.

Neues Tramgleis: Anzug
wird stehen gelassen
Basel. Soll die Achse zwischen dem
Aeschenplatz und dem Bahnhof durch
ein weiteres Tramgleis entlastet wer-
den? Das Parlament hat gestern dar-
über diskutiert, einen entsprechenden
Vorstoss von Christoph Wydler stehen
zu lassen oder abzuschreiben, wie es
der Wunsch des Regierungsrats war.
Bei 43 zu 43 Stimmen fällte gestern
Grossratspräsidentin Elisabeth Acker-
mann den Stichentscheid zugunsten
des Anliegens.

Grosser Rat will alten
Takt für Buslinie 33
Basel. Der Grosse Rat hat einen Anzug
von Joël Thüring (SVP) an die Regie-
rung überwiesen, welcher die Wieder-
einführung eines 7,5-Minuten-Taktes 
auf der Buslinie 33 fordert. Die Linie 33
fährt seit Dezember 2014 im Neubad-
quartier nur noch alle 15 Minuten in
Richtung Innenstadt, weil die durch
das Neubadquartier verkehrende Bus-
linie 48 an den Bahnhof SBB fährt. Laut
dem Anzugsteller sei dadurch die
Quartierbevölkerung «benachteiligt».

Parlamentsmehrheit will Macht der
Stadtbildkommission schwächen
Fachgremium soll in einigen Zonen nur beratend Einfluss nehmen

Von Franziska Laur

Basel. «Ich will, dass die Stadtbildkom-
mission nicht mehr Macht hat wie
andere Fachkommissionen», sagte René
Brigger (SP), als er gestern im Grossen
Rat seine Motion verteidigte. Er argu-
mentierte, dass die Basler Stadtbild-
kommission zu viel verhindere und ver-
zögere. So namentlich bei Entscheidun-
gen, die energetische Fassadensanierun-
gen, Dachaufbauten und Flaggen
betreffen würden. Brigger möchte, dass
die Stadtbildkommission zwar nach wie
vor ihre Stellungnahmen abgeben könne.
Er will jedoch erreichen, dass diese aus-
serhalb der Schonzone nur noch ange-
messen berücksichtigt und nicht mehr
als verbindlich betrachtet werden.

Der Regierungsrat war gegen diese
Überweisung. Unter anderem, weil seit
dem 1. Mai 2014 das teilrevidierte
Raumplanungsgesetz in Kraft ist. Seit-
her könne eine Solaranlage, die ausser-
halb der Schutzzone steht, mit einer
einfachen und kostenlosen Meldung
montiert werden. Die Stadtbildkommis-
sion sei nicht mehr involviert und werde
auch nicht mehr informiert.

Ausserdem sei die Stadtbildkom-
mission vor zwei Jahren neu aufgegleist
worden. Das Fachsekretariat sei gar erst
knapp seit einem Jahr tätig und die ers-
ten Erfahrungen mit dem neuen Gre-
mium seien durchwegs positiv. Roland
Lindner (SVP) warf sich für die Stadt-
bildkommission in die Bresche. Dies
erstaunte, da er als Architekt doch man-
ches Mal mit der Stadtbildkommission
gehadert hatte. «Ich war vor vier Jahren
ihr stärkster Kritiker», sagt er denn auch
in der Debatte. «Damals wurde die
Stadtbildkommission noch von Diktator

Kantonsbaumeister Fritz Schumacher
geprägt und dominiert», sagte er. Mit
den neuen Leuten könne man gut dis-
kutieren und Lösungen finden. «Wir
sollten sie jetzt erst mal arbeiten lassen
und in zwei Jahren wieder darüber dis-
kutieren.»

Angriff auf Baukultur
Conradin Cramer (LDP) plädierte

für Nicht-Überweisen. «Wir haben
einen Ästhethikparagrafen und dieser
garantiert uns eine gute Gesamtwir-
kung», sagte er. Dies sei eine grosse
Errungenschaft. Wenn man die ganze
Beurteilung nun wieder dem Bau- und
Gastgewerbeinspektorat überlasse, be-
deute dies eine Überforderung dieser
Instanzen. «Dies wäre ein Angriff auf
unsere Baukultur», sagte er.

Rudolf Rechsteiner (SP) kramte in
der eigenen Erfahrungsschatzkiste. Er
habe ein 100-jähriges Haus umgebaut
und es auf 100 Prozent erneuerbare
Energien umgestellt. Doch im Kontext
mit den Gaubenfenstern habe die Stadt-
bildkommission Probleme bei der Mon-
tage einer Solaranlage gesehen. Er
befürchte, dass viele kleine Bauherr-
schaften von den Ansprüchen der Stadt-
bildkommission überfahren werden.
«Die Reichen engagieren sich als Archi-
tekten einen schillernden Namen und
sind so ein Stück weit geschützt.» Doch
die Kleinen hätten dieses Geld nicht.
«Mir geht es darum, dass die Stadtbild-
kommission nicht allein und einsam
entscheiden soll. Es geht nicht um die
Abschaffung der Ästhetik, es geht um
ein vernünftiges Augenmass.»

In der Schlussabstimmung wurde
die Motion mit 62:22 Stimmen an den
Regierungsrat überwiesen.

Von Martin Regenass

Basel. Martina Münch, die auf der Tri-
büne im Grossratssaal sass, zeigte sich
nach der anderthalbstündigen Debatte
um das Gestaltungskonzept erleichtert.
«Ich freue mich für unsere Innenstadt»,
sagte die Leiterin Gestaltung, Stadt-
raum und Verkehr beim Planungsamt.
Kurz zuvor hatten die Volksvertreter
einem Kredit über 26,5 Millionen Fran-
ken mit grosser Mehrheit zugestimmt.
Mit dem Geld kann das Bau- und Ver-
kehrsdepartement nun die Freie
Strasse, die Greifengasse, die Rhein-
gasse oder das Gerbergässlein mit Alp-
nacher Quarzsandstein neu gestalten
und Wettbewerbe für die Umgestaltung
des Clara- sowie des Rümelinsplatzes
ausschreiben. Als Leitplanke dient ein
140 Seiten starkes Konzept, das Münch
mit ihrem Team in den letzten fünf Jah-
ren ausgearbeitet hatte. «Jetzt müssen
wir an die Arbeit gehen und die Details
mit den Anwohnern, den Geschäften
und Interessenorganisationen in der
Innenstadt besprechen», sagte Münch.

Als Gewinner aus dem Saal ging
auch Baudirektor Hans-Peter Wessels.
«Es ist toll, dass nach 30-jähriger Dis-
kussion endlich ein breit abgestützter
Entscheid zustande gekommen ist»,
sagte Wessels. Der SP-Magistrat präsen-
tierte zu Beginn der Debatte Auszüge
aus dem Konzept auf der grossrätlichen
Leinwand. «Wenn man durch die Basler
Innenstadt geht, dann ist der hohe
Sanierungsbedarf offensichtlich.» Wes-
sels forderte den Grossen Rat dazu auf,
Ja zu stimmen, da es primär um die
Neugestaltung und die dringend not-
wendige Sanierung der unterirdisch
verlaufenden Strom-, Gas- und Wasser-
leitungen gehe. Die 26,5 Millionen
Franken seien da sinnvoll investiertes
Geld. Das sahen auch die Grossräte und
Grossrätinnen so, schliesslich stimmten
dem Gestaltungskonzept Innenstadt 77
zu und nur neun dagegen, dies bei sie-
ben Enthaltungen.

«Ich hätte während meiner Ausfüh-
rungen auch sagen können, dass das
Konzept ja nur einen knappen Lehmann
kostet», machte Wessels nach gewonne-
ner Abstimmung später im grossrätli-
chen Kaffeehaus Witze. Damit spielte er

auf die Nein-Stimme des CVP-National-
rats Markus Lehmann an, der mit sei-
nem Knopfdruck in der grossen Kam-
mer gegen eine Entlastung bezüglich
Finanzausgleich des Kantons Basel-
Stadt um 30 Millionen gestimmt hatte.

Freie Hand für Gestalter
Die vorberatende Umwelt-, Ver-

kehrs- und Energiekommission (Uvek)
hat das Geschäft einstimmig angenom-
men. Dass das Bau- und Verkehrsdepar-
tement bei der Umsetzung des Konzepts
nun freie Hand habe und die Kontrolle
dem Grossen Rat entgleite und er nicht
mehr über Details abstimmen könne,
dazu sagte Uvek-Präsident Michael
Wüthrich (Grüne): «Es ist ganz klar
nicht unsere Flughöhe, darüber zu dis-
kutieren, ob nun Asphalt oder Quarz-
sandstein eingesetzt wird. Wir dürfen
den Gestaltern im Sinn des Rahmenkre-
dits ruhig freie Hand geben.»

Dennoch verlangte die GLP die
Rückweisung des Geschäfts an die Uvek

und die LDP wollte es gar an die Regie-
rung zurückgeben. Aeneas Wanner von
der GLP sagte, dass eine Pflästerung wie
auf dem Münsterplatz günstiger und
passender wäre als der Alpnacher
Quarzsandstein.

Heiner Vischer von der LDP kriti-
sierte die im Konzept nur «schwammig»
aufgeführten aber wichtigen Sitzgele-
genheiten für die Passanten. Und wei-
ter, dass der Grosse Rat den Kredit nur
für die Jahre 2015 bis 2021 abhandle.

Anita Lachenmeier (Grüne) hingegen
pries den vorgesehenen «ökologischen»
Stein aus der Schweiz, von dem sich
laut Baudirektor Hans-Peter Wessels
offenbar auch Kaugummi mühelos ent-
fernen lasse.

Sehr erfreut über die Zustimmung
des Grossen Rats zum Innenstadtkon-
zept ist auch der Geschäftsführer von
Pro Innerstadt Basel, Mathias F. Böhm:
«Bereits meine Vorgänger haben die
Wichtigkeit einer schön gestalteten
Innenstadt gesehen und dafür gekämpft.
Allerdings ist immer irgendetwas dazwi-
schengekommen.» Nun gehe es darum,
die Detailplanung für die «schwierige»
Bauphase akribisch voranzutreiben.

«Dabei müssen wir schauen, dass
der Druck auf die Geschäfte während
der Bauzeit nicht allzu hoch ist und sie
in ihrem Geschäftsgang nicht allzu stark
beeinträchtigt werden», sagt Böhm.
Nach dem Umbau werde die neu gestal-
tete Innenstadt in der Freien Strasse, in
der Greifengasse oder in der Rheingasse
eine «Dynamik» auslösen. Böhm: «Die
Aufenthaltsqualität der Gäste und Ein-
wohner wird sich steigern. Wenn das
Projekt umgesetzt ist, kann man endlich
von einer Fussgängerzone in der Innen-
stadt sprechen.»

Renaturierung
von Rheinauen
Basel soll sich engagieren

Von Mischa Hauswirth

Basel. Mirjam Ballmer (Grüne) durfte
gegenüber Regierungsrat Hans-Peter
Wessels (SP), der sich in Basel selber
gerne als Förderer von Grünräumen
darstellt, einen Erfolg verbuchen: Bau-
direktor Wessels betrachtete es als nicht
notwendig, die Renaturierungsprojekte
auf der Rheininsel in Frankreich zu
unterstützen. Der Grund: Basel-Stadt
könne nur beschränkt darauf einwir-
ken, was auf französischem Staats-
gebiet gemacht werde. Ballmer sagte
darauf, dass in den Bereichen der
Rheinaue noch nicht das erreicht wor-
den sei, was man sich vorstelle, und
dass der Kanton sich in diesem Projekt
ebenfalls engagieren solle.

Die gleiche Forderung kam von Hel-
mut Hersberger, der für die Fraktionen
der FDP, CVP und SP sprach. Es gehe
darum, ein wichtiges und wertvolles
Naturschutzprojekt von europaweiter
Ausstrahlung zu unterstützen, so Hers-
berger. Bisher habe der französische
Energiekonzern EdF Millionen von
Euro dafür ausgegeben, nun solle sich
auch Basel-Stadt daran beteiligen. Kon-
kret geht es um die Wiederherstellung
alter Rheinarme auf der Rheininsel
nördlich von Basel Richtung Ottmars-
heim, wo sich Tiere und Pflanzen ansie-
deln können, welche die ursprüngliche
Rheinauen-Landschaft in diesen Gebie-
ten wieder zurückbringen.

SVP-Grossrat Heinrich Ueberwasser
kritisierte nicht das Renaturierung-
vorhaben, sondern die Äusserung von
Hersberger, es brauche keine Natur-
räume in Basel-Stadt. Diese brauche es
sehr wohl, und sie müssten geschützt
werden, so Ueberwasser.

Bild aus der Zukunft. So könnte die Freie Strasse mit dem Alpnacher Quarzsandstein dereinst aussehen. Visualisierung Kanton BS

Grosser Rat
Berichterstattung aus
dem Rathaus


